
11-354 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates 
XI. Gesetzgebungsperiode 

20.1.1967 

145/A.B. 

zu 122/J 
. A n frag e b e a n t w 0 r tun g 

des Bundesministers fUr Inneres Dr. H e t zen aue r 

auf die Anfrage der Abgeordneten Dr. F i e dIe r und Genossen, 

betreffend Vergabe von polizeilichen Kraftfahrkennzeichen. 

c;..>o-o-o-o-

In Beantwortung der von den Herren Abgeordneten Dro Fiedler, Machunze, 

Mittererund Genossen am 2301101966 eingebrachten Anfrage Nr .122/J, betreffend 

Vergabe von polizeilichen Kraftfahrkennzeichen~ beehre ich mich mitzuteilen: 

Zu Punkt 1) (Sind Sie, Herr Bundesminister~ der Ansicht~ daß mit der 
neuerlichen Zuweisung des Kennzeichens W 91 bei Neuanmeldung eines Fahr­
zeuges richt:ig :v:orgegangen wurde?): 

'_. 

Die Angelegenheiten des Kraftfahrwesens sind gemciß Artikel 10, Ziffer 

9 Bo-VG., in Gesetzgebung und Vollziehun~ Bundessache und fallen ip die 

Kompetenz des Bundesministeriums fUr Handel, Gewerbe und Industrieo 

In einem richtungsweisenden Erlaß dieses Ressorts (damals Bundesmini~ 

sterium fUr Handel und Wiederaufbau) vom 3107.1955, Zahl: 700268-1/7-55, be-

treffend die Zuweisung von Kennzeichen, wurden die nachgeordneten Kraftfahr­

behörden ersucht, dem Wunsche eines Kraftfahrzeug~besitzers auf neuerliche 

ZUweisung eines ihm fUr sein frUheres Kraftfahrzeug zugewiesen~hKennzeichens 

nachzukommen, wenn er sein Fahrzeug gegen ein andereg'~leichen Kraftfahr­

zeugart austauscht. 

Im Hinblick auf die Bestimmun~en dieses Erlasses kann gegen die Vor -

gangsweise der Bundespolizeidirektion Wien bei der neuerlichen Zuweisung 

des Kennzeichens "W 91" an .JJirektor Fritz Senger kein Einwand erhoben werden • 

. Zu Punkt 2) (Welche GrUnde lagen seinerzeit vor, das Kennzeichen W 36~, 
das Herr Senger seit. zehn Jahren hatte, gegen W 91 umzutauschen?): . 

Nach dem Bericht der Bundespolizeidirektion Wien wurde Herrn Senger im 

Jal1re 1965 anstelle des ihm bisher zugeteil ten Kennzeichens "W 368~1. das 

Kennzei~hen "w 91 11 zugewiesen, weil der Genannte, der Uo ao die auch im 

Ausland beachtete Fernsehsendung "Verkehrsrundschau" gestaltet, speziell' 

im Dienste der Verkehrssicherheit tätig ist und als Fernseh- und Rundfunk­

kommentator auf dem Gebiete des Straßenverkehrs allgemeines Ansehen genießt. 

Der Vollständigkeit halber soll jedoch erwähnt werden, daß Fritz Senger 

mit Schreiben vom 21012.1966 die Bundespolizeidirektion Wien, Verkehrsamt, 

ersuchte, ihm anstelle des Kennzeichens "W 91" ein mehrsteIliges Kennzeichen 

zuzuteilen. Diesem Ansuchen ist entsprochen worden. 
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Zu Punkt 3) (Ist es richtig, daß seinerzeit keine Neuanmeldung, son­
dern eine Umschreibung für das gleiche Fahrzeug erfolgte?): 

Es ist richtig, daß Direktor Fritz Senger sein Kraftfahrzeug am 4.6. 
1965 vom Verkehr abgemeldet hat und ihm aus den unter 2) angeführt~n Gründen 

bei der am selben Tag erfolgten Neuzulassung des gleichen Fahrzeuges das 

Kennzeichen I1W 91 11 zugewiesen worden ist. 

Zu Punkt 4) (Sind Sie~ Herr Bundesminister, bereit, eine Prüfung an­
zuordnen, in welchen Fällen Kennzeichen unter W 10000 an Personen, die 
nicht dem im Absatz 2 des Punktes 2 der seinerzeitigen Anfragebeantwörtung 
(326!A.B~ vom 4.1001965) angeführten Personenkreis angeh~ren, zugewiesen 
wurden, und darüber zu berichten?): 

Nach dem weiteren Bericht der Bundespolizeidirektion Wien ist die 

Vergabe von Kraftfahrzeugkennzeichen aus bestimmten Zahlenkategorien ge­

setzlich nicht geregelt. 

Die Kennzeichen unter W 1.000 wurden auf Grund einer Vereinbarung, die 

der ehemalige Vorstand des Verkehrsamtes, Wirkl. Hofrat Dro Lenikus, und 

der damalige Abteilungsleiter im Bundesministerium für Handel und Wiederauf-

bau, Ministerialrat Dr. Unger, im Jahre 1947 getroffen haben, den Angehöri­

gen de~ Bundesregierung, der Landesregierungen, den Mitgliedern des Diplo­

matischen Corps, den Präsidenten des Nationalrates und der Obersten Gerichts­

h~fe, den Abgeordneten, den Bundesministerien und den K~rperschaften des 

~ffentlichen Rechts sowie nach Maßgabe der Verfügbarkeit auch anderen Per­

s~nlichkeiten des ~ffentlichen Lebens, ZO B. der hohen Beamtenschaft der 

Wirtscllaft, der Kunst und der Wissenschaft, zugewiesen. 

Im mündlich hergestellten Einvernehmen zwischen Bundespolizeidirektion 

Wien und Bundesministerium für Handel und Wiederaufbau wurde jedoch in der 

Folge von diesen Richtlinien, die der zunehmenden Motorisierung nicht ent­

sprachen und immer mehr zu einer in der Öffentlichkeit kritisierten I1Aristö­

kratie der niederen Kennzeichen" zu führen drohten, abgegangeno 

Um der Sucht nach niedrigen Kennzeichen entgegenzuwirken, hat der Po­

lizeipräsident in ~ien am 7.201961 verfügt, daß unbeschadet der bisherigen 

Regelung für prominente Pers~nlichkeiten bei der Neuvergabe von Kennzeichen 

unter W 1.000 jede Einschränkung bzw. Bindung an besondere Voraussetzungen 

wegzufallen habe. 

Durch diese Verfügung sollte die Exklusivität der niedrigen Kennzeichen 

gebrochen und dokumentiert werden, daß es Vorrechte von Besitzern niedriger 

Kennzeichen im Straßenverkehr nicht gibt. 

Neben dem früher erwähnten Personenkreis, dem nach wie vor 2- und 

3-stellige Kennzeichen in erster Linie zugewiesen werden, haben daher seit­

her auch andere Personen Kennzeichen unter W 1.000 erhalten. 
Bei dieser Sachlage k~n~ eine weitere Prüfung nur die Bestätigung der 

zitierten Mitteilung ergeben. -.-.-1,1-1,1-
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